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789 2011/296a

Kanton Basel-Landschaft Landrat

Bericht der Bau- und Planungskommission an den Landrat

zu vier Petitionen betreffend den öffentlichen Verkehr

Vom 25. Januar 2012

1. Ausgangslage

Am 8. September bzw. 6. Oktober 2011 sind die unten
stehenden Petitionen bei der Landeskanzlei des Kantons
Basel-Landschaft eingereicht worden. Diese stehen in
engem Zusammenhang mit Ziffer 7 LRB der Vorlage
2011/296, Entlastungspaket (EP) 12/15.

Petition 1, "Für die Aufrechterhaltung des Öffentlichen
Verkehrs im Oberbaselbiet", enthält die Aufforderung an
den Landrat, «von den verfehlten Ausdünnungsmass-
nahmen beim ÖV abzusehen» (gemäss EP 12/15 Auf-
hebung eines Drittels der Kurse). Über 5'900 Personen
aus 82 Baselbieter Gemeinden und aus dem TNW-Gebiet
haben die Petition unterschrieben.

Petition 2, "Kein Abbau des ÖV-Angebots im Oberba-
selbiet" ist eine generelle Petition gegen die Massnahme
BUD-1 des EP 12/15 (Beibehaltung der bestehenden
Kurse) und gegen die Massnahme BUD-2 des EP 12/15
(d.h. für die Beibehaltung des bestehenden, einheitlichen
Tarifgebiets im TNW). Über 2'000 Personen haben die
Petition unterschrieben.

Petition 3, "Keine Kursstreichungen auf der Postauto-
linie 103" bittet den Landrat und den Regierungsrat, im
Rahmen des EP 12/15 auf Kursstreichungen auf der Post-
autolinie 103 zu verzichten. Über 690 Personen haben die
Petition unterschrieben.

Petition 4, "Petition gegen den beabsichtigten Abbau
auf der Postautolinie 104" richtet sich zuhanden des Re-
gierungsrats gegen den im Rahmen des EP 12/15 be-
absichtigten Abbau auf der Postautolinie 104. Über 930
Personen haben die Petition unterschrieben.

2. Beratung durch die BPK

Die BPK behandelte diese Petitionen nach deren Über-
weisung durch das Büro des Landrats am 22. September
bzw. 27. Oktober 2011 an ihren Sitzungen vom 8. Dezem-
ber 2011 sowie 5. und 19. Januar 2012 (siehe dazu auch
Mitbericht der BPK zu 2011/296 vom 25. Januar 2012).
Unterstützt wurde sie in ihren Beratungen durch Regie-
rungsrätin Sabine Pegoraro, Vorsteherin der Bau- und
Umweltschutzdirektion (BUD), Michael Köhn, Generalse-
kretär der BUD, Oliver Jacobi, Leiter des Tiefbauamts
(TBA), Martin Kolb, Leiter des Amts für Raumplanung
(ARP), Ernst Emmenegger, im Generalsekretariat der
BUD Leiter der Abteilung Wirtschaft und Finanzen, Mar-
kus Meisinger, im TBA Leiter der Abteilung ÖV, Margrit

Balscheit und Dieter Forter (Petition 1), Simone Peter
(Petition 2), Verena Burri-Gysin (Petition 3), Vanessa
Buchmüller und Kathrin Vogt-Sprecher (Petition 4).

2.1 Anhörung der Vertreter der Petitionsgruppen

Die PetentInnen wiesen zunächst auf die heute guten
ÖV-Verbindungen hin. Ein Abbau derselben wäre ein
grosser Verlust für die Lebensqualität. Auch würden so
keine Ausweichmöglichkeiten mehr für die in den Stoss-
zeiten dicht belegten Kurse bestehen. Gute ÖV-Verbin-
dungen seien auch wichtig für die Selbständigkeit der
Menschen und für eine positive Einstellung gegenüber
dem ÖV. So seien z.B. noch nicht an allen Schulen Block-
zeiten eingeführt, weshalb die SchülerInnen zu unter-
schiedlichen Zeiten unterwegs seien. Mit dem 6. GLA sei
vor allem das Unterbaselbiet bevorzugt worden, so dass
nun nicht noch die wenigen, vorhandenen Kurse im obe-
ren Kantonsteil gestrichen werden sollen: Auch im Ober-
baselbiet wohnen Steuerzahler, die Anspruch auf ÖV
haben. ÖV sei auch wichtig für die Attraktivität von Ge-
meinden für potenzielle Neuzuzüger und für die Ansiede-
lung von neuen Firmen. Wolle der Kanton, dass Gemein-
den nicht immer nur Subventionen beziehen, müsse er
ihnen mittels eines guten ÖV auch eine entsprechende
Zukunftsplanung (z.B. für altersgerechtes Wohnen) er-
möglichen. Im Übrigen habe der Kanton gemäss § 120 KV
für eine umweltgerechte, volkswirtschaftlich möglichst
günstige Verkehrsordnung zu sorgen. Kürzungen seien
nicht nur bei den wenigen Kursen auf den Linien im Ober-
baselbiet, sondern auch bei den vielen Kursen auf den
Linien im Unterbaselbiet denkbar.

2.2 Hinweise der Verwaltung

Die BUD zeigte beeindruckt von der grossen Anzahl Un-
terschriften, die in kurzer Zeit gesammelt worden war. Es
gelte aber zu bedenken, dass in Zukunft für ÖV weniger
Geld vorhanden sein werde. Dennoch solle ein attraktives
Angebot bestehen, was aber wegen der Nachfrage in
Baselland nur in den Haupttalschaften der Fall sein wer-
de. Demgegenüber bestehe bei den sehr schwach ausge-
lasteten Kursen das grösste Sparpotenzial. Die Grenze
des zu erreichenden Kostendeckungsgrads werde immer
willkürlich gesetzt, aber es müsse auch bedacht werden,
dass mit einer Untergrenze von 30% entsprechend 70%
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der Kosten von der Allgemeinheit getragen werden. Im
Sinne des Systems und der vorgeschlagenen Massnah-
men sollen nicht einzelne Linien aus dem Paket heraus-
genommen und vor Streichungen bewahrt werden.

2.3 Erwägungen der Kommission

Grundsätzlich hat die BPK Verständnis für die Anliegen
der Petenten. Während aber der eine Teil der BPK meint,
das Angebot des ÖV sei in der heutigen Form wohl nicht
aufrechtzuerhalten, weist der andere Teil darauf hin, dass
vor allem Schüler, Frauen mit Kindern und ältere Men-
schen darauf angewiesen seien und sich generell die
Frage stelle, was als Service public bezeichnet werden
solle. Die indirekt auch von den Petenten angesproche-
nen, möglichen Folgen eines Abbaus beim ÖV – Urbani-
sierung auf der einen Seite, Verwilderung auf der anderen
Seite – sind in den Augen einiger BPK-Mitglieder durch-
aus zu beachten. Auf der anderen Seite sei es auch Auf-
gabe der Gemeinden, die lokalen ÖV-Bedürfnisse ab-
zudecken. Und schliesslich müsse man sich fragen, was
mit Einsparungen von CHF 1,7 Millionen am einen Ort an
einem anderen Ort möglich werde. Immerhin ist sich eine
grosse Mehrheit der BPK einig, dass die Aufteilung des
TNW-Gebiets in mehrere Tarifzonen verhindert werden
muss, da ansonsten die Randregionen dadurch und durch
die Kursstreichungen doppelt bestraft würden.

3. Antrag an den Landrat

://: Die BPK empfiehlt dem Landrat mit 9:2 Stimmen bei 2
Enthaltungen:
1. die Petitionen betreffend Abbaumassnahmen

beim ÖV grundsätzlich zur Kenntnisnahme an
den Regierungsrat zu überweisen,

2. die Forderung aus der Petition 2 – entgegen den
Überlegungen aus der Massnahme BUD-2 aus
dem EP 12/15 das bestehende, einheitliche Tarif-
gebiet im TNW beizubehalten – als Postulat an
den Regierungsrat zu überweisen.

Grellingen, 25. Januar 2012.

Im Namen der Bau- und Planungskommission
Der Präsident: Franz Meyer

Beilagen:

– Texte und Unterlagen zu den vier Petitionen
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